
Aktenzeichen: 3 AZR 72/97 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat

I. Arbeitsgericht
Brandenburg an der Havel

II. Landesarbeitsgericht Brandenburg

Urteil vom 29. Juli 1997
- 3 AZR 72/97 -
Urteil vom 24. Mai 1995
- 4 Ca 2744/94 -
Urteil vom 09. August 1996
- 5 Sa 495/95 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Ja

Entscheidungsstichwort:
Altersübergang und Zusabzrente aus der Anordnung 54

Gesetz:
Einigungsvertrag Anl. II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. III 
Nr. 4, Anl. I Kap. VIII Sachgebiet A Abschn. III Nr. 16; An­
ordnung zur Einführung einer Zusatzrentenversorgung für die 
Arbeiter und Angestellten in den wichtigsten volkseigenen 
Betrieben vom 9. März 1954 (Anordnung 54) § 3; Einigungs­
vertrag Art. 30 Abs. 2; AFG § 105 c, § 249 e

Leitsätze:
1. Ein Arbeitnehmer, der bis zum 31. Dezember 1991 die Vor­
aussetzungen eines Zusatzrentenanspruchs nach der Anordnung zur Einführung einer Zusatzrentenversorgung für die Arbeiter 
und Angestellten in den wichtigsten volkseigenen Betrieben vom 9. März 1954 (Anordnung 54) nicht erfüllt hat, hat weder einen Voll- noch einen Teilrentenanspruch erworben (Bestäti­gung der Senatsurteile vom 27. Februar 1996 - 3 AZR 242/95 - 
und vom 17. Dezember 1996 - 3 AZR 800/95 - AP Nrn. 4, 5 zu Einigungsvertrag Anlage II Kap. VIII).
2. Ein Arbeitnehmer, der vor dem 31. Dezember 1991 betriebs­
bedingt aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist und 
Altersübergangsgeld bezogen hat, erfüllt die Anspruchsvor­
aussetzungen der Anordnung 54 nicht. Er hat jedenfalls dann 
keinen Anspruch auf Zusatzrente, wenn er nicht auch vor dem 
31. Dezember 1991 in den gesetzlichen Ruhestand gewechselt ist.
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Im Namen des Volkes!

3 AZR 72/97
5 Sa 495/95 Brandenburg

Verkündet am
29. Juli 1997 Urteil
Bittner,
Amts inspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 29. Juli 1997 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Heither, die Richter Kremhelmer und Be- 
pler sowie den ehrenamtlichen Richter Weinmann und die eh­
renamtliche Richterin Frehse für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Brandenburg vom 9• Au­
gust 1996 - 5 Sa 495/95 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen .

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger ab Mai 1995 von 
der Beklagten die Zahlung einer monatlichen Zusatzrente von 
74,-- DM nach der "Anordnung zur Einführung einer Zusatzrenten­
versorgung für die Arbeiter und Angestellten in den wichtigsten 
volkseigenen Betrieben vom 9. März 1954 (GBl. I 1954, S. 301) (im 
folgenden: Anordnung 54) verlangen kann.

Der Kläger ist am 3. Februar 1934 geboren. Er war vom 
10. September 1954 bis zum 30. November 1991 bei der Beklagten 
und deren Rechtsvorgängerin, dem volkseigenen Betrieb Stahl- und 
Walzwerk B , beschäftigt. Er schied im Zuge von Rationa­
lisierungsmaßnahmen zum 30. November 1991 aus dem Arbeitsverhält­
nis aus und bezog zunächst Altersübergangsgeld. Seit dem 1. Janu­
ar 1995 erhält er die vorgezogene gesetzliche Altersrente.

Bei der Rechtsvorgängerin der Beklagten handelte es sich um 
einen Betrieb, der in den Geltungsbereich der Anordnung 54 fiel.
§ 3 Anordnung 54 lautet:
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"Der Anspruch auf Zusatzrente besteht, wenn Ar­
beiter oder Angestellte
a) noch beschäftigt oder aus einem dieser Betrie­

be wegen Invalidität oder Überschreitung der 
Altersgrenze ausgeschieden sind und

b) eine 20jährige ununterbrochene Beschäftigungs­
dauer in diesem Betrieb und

c) den Bezug einer Alters-, Invaliden- oder Un­
fallvollrente nachweisen."

Im Betrieb der Beklagten ist am 3. Juli 1991 eine Betriebs­
vereinbarung zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Früh­
pensionierung abgeschlossen worden, in der es u.a. heißt:

"Betriebsrente
Für die Zahlung von Betriebsrenten gelten die Be­
stimmungen für die betriebliche Zusatzrente. Als 
anrechnungsfähige Betriebszugehörigkeit gelten 
auch die Jahre, in denen Aufstockungszahlungen 
durch das Unternehmen gewährt werden."

Mit dieser Regelung nahm die Betriebsvereinbarung Bezug auf 
Bestimmungen, wonach vorzeitig ausgeschiedene Arbeitnehmer wäh­
rend der ersten zwölf Monate der Frühpensionierung eine pauscha­
lierte Aufstockung zum Arbeitslosengeld oder zum Altersübergangs­
geld in Form eines Einmalbetrages erhielten und in der Zeit da­
nach bis zum Bezug des endgültigen Altersruhegeldes monatliche 
Übergangsbeihilfen.

Mit Schreiben vom 5. November 1991 teilte der Arbeitsdirek­
tor der Beklagten dem Betriebsrat mit, gegenwärtig bestehe die 
Auffassung, daß diejenigen, die bis zum 31. Dezember 1991 aus­
schieden und 20 Jahre bei der Rechtsvorgängerin der Beklagten und
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der Beklagten gearbeitet hätten, einen Anspruch auf Betriebsrente 
erworben hätten. Um solche Ansprüche zu befriedigen, seien Rück­
lagen gebildet worden. Da der Einigungsvertrag hinsichtlich der 
Betriebsrenten jedoch keine eindeutige Regelung festgeschrieben 
habe, sei diese Frage rechtlich strittig. Aus einer internen 
Hausmitteilung der Beklagten vom 4. Juni 1992 ergibt sich, daß 
die Beklagte zum 31. Dezember 1991 wegen der Zusatzrenten Rück­
stellungen in Höhe von insgesamt 4.730.902,—  DM gebildet hatte.

Der Kläger, der in den letzten fünf Jahren seiner Beschäfti­
gung im monatlichen Durchschnitt 1.479,01 DM netto verdient 
hatte, hat mit seiner Klage die Zahlung einer monatlichen Zusatz­
rente von 74,—  DM brutto ab dem 1. Mai 1995 geltend gemacht.
Nach seiner Auffassung hat er aufgrund seiner mehr als 20-jähri­
gen Betriebszugehörigkeit eine unverfallbare Anwartschaft auf 
Zahlung der Betriebsrente erworben. Diese Anwartschaft sei weder 
durch die betriebsbedingte Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
noch durch die Regelungen des Einigungsvertrages entfallen.

Der Kläger hat zuletzt beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn 
1.184,-- DM brutto rückständige Zusatzrente 
für die Zeit vom 1. Mai 1995 bis 31. August 
1996 nebst 4 % Zinsen auf jeweils 74,—  DM vom 
Ersten eines Monats ab dem 1. Mai 1995 zu zah­len;

2. die Beklagte zu verurteilen, monatlich jeweils 
zum Ersten eines Monats, beginnend ab Septem­ber 1996, 74,—  DM brutto zu zahlen.
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Nach ihrer 
Auffassung können aufgrund der Regelungen im Einigungsvertrag zur 
Anordnung 54 Anwartschaften nach dem 31. Dezember 1991 nicht mehr 
bestehen. Die Beklagte nimmt dabei Bezug auf eine Bestimmung im 
Einigungsvertrag in der Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H 
Abschn. III Nr. 4:

"Folgendes Recht der Deutschen Demokratischen Re­
publik bleibt mit folgenden Maßgaben in Kraft:

4. Anordnung über die Einführung einer Zusatzren­
tenversorgung für die Arbeiter und Angestell­
ten in den wichtigsten volkseigenen Betrieben 
vom 9. März 1954 (GBl. Nr. 30 S. 301) mit 
folgenden Maßgaben:
a) Die Anordnung ist bis zum 31. Dezember 1991 

anzuwenden.
b) Von der Anordnung kann für die Zeit bis 

31. Dezember 1991 durch Tarifvertrag oder 
Betriebsvereinbarung abgewichen werden.

Im übrigen habe der Kläger auch deshalb keinen Anspruch auf 
eine Zusatzrente, weil er nicht wegen Überschreitens der Alters­
grenze aus dem Betrieb ausgeschieden ist. Eine entsprechende An­
wendung der Anordnung 54 auf Fälle des Bezuges von Altersüber­
gangsgeld scheide aus. Hieran ändere auch die Betriebsvereinba­
rung vom 3. Juli 1991 nichts.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der Kläger seine letzten 
Sachanträge weiter.
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E n t s c h e i d u n q s a r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Vorinstanzen 
haben die Klage zu Recht abgewiesen. Der Kläger hat weder aus der 
Anordnung 54 noch aufgrund betrieblicher Regelungen oder Erklä­
rungen Anspruch auf eine betriebliche Zusatzrente.

I. Der Kläger hat bis zum 31. Dezember 1991 auf der Grundlage 
der Anordnung 54 keinen Anspruch auf eine Zusatzrente erworben. 
Nach Anl. II Kap. VIII Sachgeb. H Abschn. III Nr. 4 a zum Eini­
gungsvertrag war die Anordnung 54 zwar bis zum 31. Dezember 1991 
anzuwenden. Der Kläger hat aber die Anspruchsvoraussetzungen für 
einen Anspruch auf Zusatzrente vor dem 31. Dezember 1991 nicht 
erfüllt.

1. Der Kläger ist nicht wegen Überschreitens der Altersgrenze 
i.S. von § 3 Buchst, a Anordnung 54, sondern aus betrieblichen 
Gründen bei der Beklagten ausgeschieden.

Entgegen der Auffassung des Klägers ist die Vollendung des 
55. Lebensjahres, von dem an ein Arbeitnehmer nach § 249 e AFG 
Altersübergangsgeld beziehen kann, nicht als Altersgrenze i.S. 
von § 3 Buchst, a Anordnung 54 anzusehen. Diese Vorschrift steht 
im Zusammenhang mit § 3 Buchst, c Anordnung 54. Sie meint deshalb 
nur eine Altersgrenze, nach deren Überschreiten ein Anspruch auf 
gesetzliche Altersrente besteht. Dies ist mit Vollendung des 
55. Lebensjahres nicht der Fall.
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2. Der Kläger hat nach seinem Ausscheiden bei der Beklagten am
30. November 1991 auch keine gesetzliche Altersrente bezogen, wie 
dies § 3 Buchst, c Anordnung 54 verlangt, sondern Altersüber­
gangsgeld.

Der Bezug von Altersübergangsgeld nach § 249 e AFG steht dem 
Bezug der gesetzlichen Altersrente nicht gleich. Eine entspre­
chende Anwendung von § 3 Anordnung 54 zugunsten von Arbeitneh­
mern, die vor dem 31. Dezember 1991 aus dem Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden sind, um Altersübergangsgeld in Anspruch zu nehmen, 
scheidet deshalb aus.

Altersübergangsgeld ist keine besondere Form der gesetzli­
chen Altersrente. Es handelt sich vielmehr um eine besondere Lei­
stung der Arbeitslosenversicherung. Dies ergibt sich aus dem 
Wortlaut und dem Sinn und Zweck von § 249 e AFG. Altersübergangs­
geld ist durch Art. 30 Abs. 2 des Einigungsvertrages als neue 
Leistungsart der Arbeitslosenversicherung, nicht der gesetzlichen 
Rentenversicherung, eingeführt worden. Es sollte der besonders 
schwierigen Arbeitsmarktlage speziell für ältere Arbeitnehmer 
unter sozialen Gesichtspunkten Rechnung tragen, die mit der Um­
stellung auf marktwirtschaftliche Gegebenheiten in den neuen Län­
dern erkennbar verbunden sein würden (BT-Drucks. 11/7760,
S. 370). Zur Erfüllung dieser auf den Arbeitsmarkt zielenden 
Zwecksetzung hat Art. 30 Abs. 2 Satz 1 Einigungsvertrag keine be­
sondere Form des gesetzlichen Ruhestandes, sondern Überbrückungs- 
leistungen für die Zeit bis zum frühestmöglichen Bezug der Al­
tersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung eingeführt, die
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dem Arbeitslosengeld nach § 105 c AFG ähneln. Altersübergangsgeld 
ist deshalb auch ebenso wie das Arbeitslosengeld nach § 105 c AFG 
von der Bundesanstalt für Arbeit zu leisten.

Daß es sich beim Altersübergangsgeld um eine Form des Ar­
beitslosengeldes und nicht um Altersrente handelt, wird in 
§ 249 e Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 4 AFG besonders deutlich: Äl­
tere Arbeitnehmer sind beim Bezug von Altersübergangsgeld gegen­
über sonstigen Beziehern von Arbeitslosengeld nur insoweit begün­
stigt, als sie nicht subjektiv verfügbar i.S. von § 103 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 AFG sein müssen. Es ist für den Bezug von Alters­
übergangsgeld deshalb nicht erforderlich, daß der Arbeitslose be­
reit ist, jede zumutbare Beschäftigung anzunehmen, die er ausüben 
kann und darf. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
muß ein Bezieher von Altersübergangsgeld aber zumindest ebenso 
wie jeder andere Arbeitslose objektiv verfügbar sein, was insbe­
sondere bedeutet, daß er für das Arbeitsamt während des Bezuges 
von Altersübergangsgeld jederzeit erreichbar sein muß (BSG Urteil 
vom 28. November 1996 - 7 RAr 30/95 - Sozialrecht 3-4100 § 249 e 
Nr. 9 = NZS 1997, 240). Damit ist die Situation eines Beziehers 
von Altersübergangsgeld grundsätzlich anders als die eines Ren­
tenempfängers .

3. Das vorzeitige Ausscheiden allein hat nicht zum Verlust 
eines Rentenanspruchs geführt. Der Kläger hätte auch bei einem 
späteren Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis keinen Rentenan­
spruch erwerben können.
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Es kann offen bleiben, ob das betriebsbedingte Ausscheiden 
aus dem Arbeitsverhältnis und der anschließende Bezug von Ar­
beitslosengeld und Altersübergangsgeld es ohne weiteres rechtfer­
tigen, einen Anspruch aus der Anordnung 54 auszuschließen. Hieran 
kann man zweifeln angesichts der Rahmenbedingungen, unter deren 
Geltung die Anordnung 54 geschaffen wurde und mehr als 45 Jahre 
galt.

Jedenfalls können Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz be­
triebsbedingt verloren haben, nicht besser stehen, als sie stün­
den, wenn sie bis zum gesetzlichen Ruhestand im Arbeitsverhältnis 
verblieben wären. Auch in diesem Falle hätte der Kläger keinen 
Anspruch auf eine Zusatzrente aus der Anordnung 54 gehabt. Der 
Kläger konnte die gesetzliche Rente erst nach dem 31. Dezember 
1991 beziehen. Damit hätte er auch bei Fortbestand des Arbeits­
verhältnisses die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Zusatz­
rente nach der Anordnung 54 vor dem 31. Dezember 1991 nicht er­
füllt .

Nach der Rechtsprechung des Senats hat ein Arbeitnehmer nur 
dann einen Anspruch auf eine Zusatzrente nach der Anordnung 54 
über den 31. Dezember 1991 hinaus, wenn er bis zu diesem Stichtag 
die Anspruchsvoraussetzungen bereits erfüllt, den Anspruch also 
erworben hatte. Nach dem 31. Dezember 1991 konnte er einen Zu­
satzrentenanspruch nicht mehr erwerben. Die Bestimmung in der An­
lage II Kap. VIII Sachgeb. H Abschn. III Nr. 4 zum Einigungsver- 
trag führt zwar nicht zum Verlust einmal entstandener Ansprüche. 
Mit der vom Einigungsvertrag angeordneten Unanwendbarkeit der 
Anordnung 54.ab dem 1. Januar 1992 entfällt aber für die Zukunft
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die Möglichkeit, die Anspruchsvoraussetzungen zu erfüllen und den 
Anspruch zu erwerben (BAG Urteil vom 27. Februar 1996 - 3 AZR 
242/95 - AP Nr. 4 zu Einigungsvertrag Anlage II Kap. VIII; Urteil 
vom 17. Dezember 1996 - 3 AZR 800/95 - AP Nr. 5 zu Einigungsver­
trag Anlage II Kap. VIII).

II. Auch der Erwerb einer Teilrente wegen der bis zum 31. Dezem­
ber 1991 zurückgelegten Zeit der Betriebszugehörigkeit scheidet 
aus.

1. Der Einigungsvertrag ordnet eine zeitlich begrenzte Fortgel­
tung der Anordnung 54 als Teil des Rechts der DDR an. Dieses 
Recht kannte die Möglichkeit nicht, durch längere Betriebstreue 
schon vor Erfüllung aller Anspruchsvoraussetzungen eine unent- 
ziehbare Rechtsposition zu erwerben. Die Bedingung, bis zum Er­
halt der gesetzlichen Rente in einem dem Geltungsbereich der An­
ordnung 54 unterfallenden Betrieb zu verbleiben, mußte erfüllt 
werden, damit ein Zusatzrentenanspruch nach der Anordnung 54 be­
gründet war.

2. Auch der Erwerb einer Teilrente nach dem Betriebsrentenrecht 
der Bundesrepublik Deutschland ist ausgeschlossen. Das Gesetz 
über die Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung ist auf 
betriebliche Versorgungsansprüche nur anzuwenden, wenn es auf 
Versorgungszusagen aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1991 zu­
rückgeht (Anl. I Kap. VIII Sachgeb. A Abschn. III Nr. 16 zum 
Einigungsvertrag). Durch diese Anordnung des Einigungsvertrages 
ist zugleich festgelegt, daß die vorgesetzliche Unverfallbar-

11

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


11

keitsrechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAGE 24, 177 = AP 
Nr. 156 zu § 242 BGB Ruhegehalt) im Rahmen der Anordnung 54 nicht 
anwendbar ist. Das Betriebsrentengesetz ist im Jahre 1974 für die 
Zukunft an die Stelle der bis dahin entwickelten Unverfallbar- 
keitsrechtsprechung getreten.

3. Insgesamt verdrängen damit nach dem Willen der Parteien des 
Einigungsvertrages die Regelungen der Anordnung 54 bis zum
31. Dezember 1991 das überkommene Betriebsrentenrecht der Bundes­
republik Deutschland, das erst in der Folgezeit gilt, in der die 
Anordnung 54 nicht mehr anzuwenden ist. Eine solche Aufteilung 
ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. In der Zeit vor 
dem 3. Oktober 1990 war das Arbeitsverhältnis der in der DDR tä­
tigen Arbeitnehmer von grundsätzlich anderen Wertungen geprägt. 
Diese sahen einen Erwerb nichtentziehbarer Teilrechte nicht vor. 
Die betroffenen Arbeitnehmer hieran festzuhalten und ihnen nicht 
nachträglich Rechte aus dem Betriebsrentenrecht der Bundesrepu­
blik Deutschland einzuräumen, ist angesichts der umfassenden Ver­
änderungen, die mit der Vereinigung eingetreten sind, von Rechts 
wegen nicht zu beanstanden (BAG Urteil vom 17. Dezember 1996 
- 3 AZR 800/95 - AP Nr. 5 zu Einigungsvertrag Anlage II 
Kap. VIII, zu I 3 der Gründe).

4. Der Senat hält an dieser Rechtsprechung auch angesichts der 
Kritik von Stefan Griebeling (AuA 1997, 84 f. im Anschluß an 
Höfer, BetrAVG, Bd. I, Stand: 30. September 1995, ART 1271 und 
Gerd Griebeling, Betriebliche Altersversorgung, 1996, Rz 916,
919) fest. Entgegen der dort vertretenen Einschätzung hat der 
Senat in seinen Urteilen nicht zum Ausdruck gebracht, daß es seit
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der gesetzlichen Regelung des Betriebsrentenrechts eine Unver­
fallbarkeit außerhalb des Gesetzes, allein auf rechtliche Grund­
wertungen gestützt, nicht mehr gibt. Mit dem Inkrafttreten des 
Betriebsrentengesetzes ist aber in den Regelungsbereichen des Ge­
setzes aus Richterrecht Gesetzesrecht geworden. Wenn die Parteien 
des Einigungsvertrages vor diesem Hintergrund bestimmen, daß das 
Betriebsrentengesetz im Bereich der Anordnung 54 unanwendbar ist, 
dann ist damit zugleich bestimmt, daß auch die Rechtssätze unan­
wendbar sind, die der Gesetzgeber in den Jahren 1974 und in der 
Folgezeit in seinen Regelungswillen aufgenommen hat.

Stefan Griebeling weist zwar zu Recht darauf hin, daß es 
keinen grundlegenden wertungsmäßigen Unterschied zwischen Vollan­
sprüchen und Versorgungsanwartschaften gibt. Diese Erkenntnis 
hilft aber im Zusammenhang mit der Anordnung 54 und den Regelun­
gen des Einigungsvertrages hierzu nicht weiter. Die Parteien des 
Einigungsvertrages sind vom Recht der DDR ausgegangen, in dem 
zwei ganz unterschiedlich zu bewertende Situationen einander ge­
genüberstanden: Zum einen ging es um Ansprüche, die nach dem 
Recht der DDR bereits entstanden waren und für die Zukunft auf 
unbestimmte Zeit Rechte begründen sollten. Zum anderen waren 
bloße Erwerbschancen zu bewerten, die ohne zusätzliche Betriebs­
treue bis zum Eintritt des Versorgungsfalles nach dem Recht der 
DDR nicht zu Ansprüchen erstarken würden-*,. Es gab keinen im Pri­
vatrechtssystem der Bundesrepublik Deutschland entstandenen Ver­
trauensschutz, den die Parteien des Einigungsvertrages zum 
31. Dezember 1991 sichern mußten. Beschäftigungszeiten, die im 
staatswirtschaftlichen, hierarchisch gegliederten System der DDR
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zurückgelegt wurden, mußten, auch wenn es um betriebsrentenähnli­
che Ansprüche ging, nicht zwingend nach den Grundwertungen behan­
delt werden, die für die privatwirtschaftliche Ordnung der Bun­
desrepublik Deutschland maßgeblich sind.

III. Der Kläger hat auch keinen Anspruch auf Zusatzrente aufgrund 
der Betriebsvereinbarung vom 3. Juli 1991 oder der Erklärung des 
Arbeitsdirektors der Beklagten von November 1991.

1. Mit der Betriebsvereinbarung vom 3. Juli 1991 sollte keine 
eigenständige Anspruchsgrundlage geschaffen werden. Die Betriebs­
partner wollten lediglich die Tatbestandsvoraussetzungen des 
§ 3 a der Anordnung 54 modifizieren. Für Bezieher von Vorruhe­
standsgeld oder Altersübergangsgeld wurde das Fortbestehen des 
Arbeitsverhältnisses unterstellt, soweit für Zeiten des Bezuges 
solcher Zahlungen Aufstockungsleistungen gewährt wurden. Der von 
der Betriebsvereinbarung betroffene Personenkreis sollte damit 
durch die Inanspruchnahme der Vorruhestands- und Altersübergangs- 
regelungen, was Ansprüche nach der Anordnung 54 angeht, nicht 
schlechter gestellt werden, als diejenigen, die im Betrieb ver­
blieben sind. Das Landesarbeitsgericht hat diesen Regelungsinhalt 
aus Nr. 3.8 der Betriebsvereinbarung vom 3. Juli 1991 überzeugend 
hergeleitet. Der Kläger ist dem in der Revisionsinstanz nicht 
mehr entgegengetreten. Da er bei fortbestehendem Arbeitsverhält­
nis keinen Zusatzversorgungsanspruch erworben hätte, verbessert 
die Betriebsvereinbarung seine Rechtslage nicht.
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2. Auch das Schreiben des Arbeitsdirektors der Beklagten an den 
Betriebsrat kann für den Kläger keine Rechte begründen. Der Klä­
ger war nicht Adressat eines Schuldanerkenntnisses. Der Arbeits­
direktor der Beklagten hat vielmehr gegenüber dem Betriebsrat 
seine nach dem Wortlaut der Erklärung als vorläufig erkennbare 
Rechtsauffassung zum Bestand und Fortbestand von Zusatzrenten 
nach der Anordnung 54 kundgetan. Daß die Beklagte im Hinblick auf 
diese vorläufige Rechtsauffassung Rückstellungen für etwaige Zu­
satzrenten gebildet hat, gibt den einzelnen Arbeitnehmern eben­
falls keinen Zahlungsanspruch.

Dr. Heither Kremhelmer Bepler
Weinmann H. Frehse
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